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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
 
des  Herrn  

 
 

Beschwerdeführers, 
 
 
gegen 
 

1. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 429/19 – 

2. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 138/20 – 

3. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 139/20 – 

4. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 140/20 – 

5. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 276/21 B 
ER – 

6. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. Dezember 2021 – L 13 SB 279/21 – 

7. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 2. Dezember 2021 – L 13 SB 429/19 – 

8. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 2. Dezember 2021 – L 13 SB 140/20 – 

9. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 429/19 –  

10. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 138/20 –  

11. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 139/20 –  

12. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 140/20 –  
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13. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 276/21 B 
ER –  

14. das Schreiben des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 26. November 2021 – L 13 SB 279/21 –  

15. den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 21. November 2021 – L 13 SF 24/21 DS – 

16. den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 19. November 2021 – L 13 SB 429/19 – 

17. den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 19. November 2021 – L 13 SB 138/20 – 

18. den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 19. November 2021 – L 13 SB 139/20 – 

19. den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 19. November 2021 – L 13 SB 140/20 – 
 

 
 
hat die 2. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 16. Mai 2023 

durch  

 

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h ,  

den Richter Dr. G i l b e r g  und 

den Richter Prof. Dr. W i e l a n d  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  
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Der Antrag des Beschwerdeführers auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines 
Rechtsanwalts wird abgelehnt. 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 

 

G r ü n d e : 

 

1. Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines 

Rechtsanwalts gemäß § 56 Satz 1 VerfGHG ist schon deshalb abzulehnen, weil er 

unzulässig unter der Bedingung gestellt wurde, dass der Verfassungsgerichtshof 

keine wirksame Vertretung des Beschwerdeführers durch Herrn F annimmt. Ein 

Prozesskostenhilfeantrag ist bedingungsfeindlich und kann deshalb nicht von der 

prozessordnungsgemäßen Einlegung der Verfassungsbeschwerde abhängig 

gemacht werden. Dabei handelt es sich auch nicht um eine ausnahmsweise 

zulässige innerprozessuale Bedingung, weil das Prozesskostenhilfeverfahren 

einerseits und das Verfassungsbeschwerdeverfahren andererseits zwei ver-

schiedene Prozessrechtsverhältnisse sind (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 

10. November 2020 – VerfGH 70/20.VB-1, juris, Rn. 8). 

 

2. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen. Sie ist unzulässig, ohne dass es auf 

die Frage der ordnungsgemäßen Vertretung des Beschwerdeführers ankommt. Die 

Verfassungsbeschwerde ist jedenfalls nicht hinreichend begründet. 

 

Eine Verfassungsbeschwerde bedarf gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1, § 55 

Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 VerfGHG einer substantiierten Begründung, die sich nicht 

lediglich in der Nennung des verletzten Rechts und in der Bezeichnung der ange-

griffenen Maßnahme erschöpfen darf. Erforderlich ist vielmehr ein Vortrag, der 

dem Verfassungsgerichtshof eine umfassende Sachprüfung ohne weitere Nachfor-

schungen etwa durch Beiziehung von Akten des Ausgangsverfahrens ermöglicht. 
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Hierzu muss der Beschwerdeführer den Sachverhalt, aus dem er die Grundrechts-

verletzung ableitet, sowohl aus sich heraus verständlich als auch hinsichtlich der 

für die gerügte Grundrechtsverletzung erheblichen Umstände vollständig wieder-

geben. Es ist nicht Aufgabe des Verfassungsgerichtshofs, in der Beschwerdebe-

gründung und ihren etwaigen Anlagen nach möglichen Beeinträchtigungen eines 

als verletzt gerügten Rechts zu suchen. Der Beschwerdeführer muss zudem hin-

reichend substantiiert darlegen, dass die behauptete Verletzung eines Grundrechts 

oder grundrechtsgleichen Rechts möglich ist. Er muss, weil der Verfassungsge-

richtshof kein „Superrevisionsgericht“ ist, die Möglichkeit aufzeigen, dass die ange-

fochtene fachgerichtliche Entscheidung auf einer grundsätzlichen Verkennung des 

Gewährleistungsgehalts des als verletzt gerügten Grundrechts oder grundrechts-

gleichen Rechts beruht. Hierzu bedarf es insbesondere einer hinreichenden Aus-

einandersetzung mit den Begründungen der angefochtenen Entscheidungen und 

mit den für den behaupteten Grundrechtsverstoß geltenden verfassungsrechtlichen 

Maßstäben (vgl. zum Ganzen VerfGH NRW, Beschlüsse vom 23. Februar 2021 – 

VerfGH 107/20.VB-2, juris, Rn. 9, und vom 28. Februar 2023 – VerfGH 18/23.VB-

3, juris, Rn. 2). 

 

Diese Anforderungen erfüllt die Begründung der Verfassungsbeschwerde nicht. 

Insbesondere erschließt sich schon der entscheidungserhebliche Sachverhalt nicht 

hinreichend schlüssig aus dem Beschwerdevorbringen selbst. Vielmehr müsste der 

Verfassungsgerichtshof sich selbst aus den beigefügten Anlagen möglicherweise 

rechtsverletzende Umstände erschließen oder sogar die Akten des Ausgangsver-

fahrens beiziehen. 

 

Von einer weiteren Begründung dieses Beschlusses wird gemäß § 58 Abs. 2 

Satz 4 VerfGHG abgesehen. 

 

Prof. Dr. Heusch Dr. Gilberg Prof. Dr. Wieland 
 


